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Herzlich willkommen!

Schön, dass Sie sich für eine Versicherung bei uns entschieden haben. Damit haben Sie uns 
einen wichtigen Teil Ihrer Risikoabsicherung übertragen. Wir bedanken uns für Ihr Vertrauen. 

Als Unternehmen der Sparkassen-Finanzgruppe gehören wir zum größten deutschen Finanz-
verbund. Beste Voraussetzungen für eine erfolgreiche Partnerschaft in Versicherungsfragen. 

Damit Sie sich einen Überblick über Ihre Vertragsbestimmungen verschaffen können, haben 
wir diese Kundeninformation für Sie zusammengestellt. 

Wichtig für Sie sind zunächst die Allgemeinen Vertragsinformationen im Teil A. Welche Ver-
tragsbestimmungen darüber hinaus im Teil B gelten, ist abhängig von dem von Ihnen bean-
tragten Versicherungsschutz. Diesen können Sie dem Antrag oder dem Versicherungsschein 
entnehmen. Bitte beachten Sie insbesondere die „Allgemeinen Versicherungsbedingungen“  
zu dem von Ihnen abgeschlossenen Produkt. Darin sind Ihre und unsere Rechte und Pflichten 
im Einzelnen geregelt. 

Inhaltsverzeichnis der Kundeninformation Sachversicherung
Agrarwirtschaft, Waldbrandversicherung

A.	 Allgemeine Vertragsinformationen
1.	 Was sollte ich über meinen Versicherer wissen?
2.	 Wann muss ich den Beitrag zahlen? Kann ich auch monatlich zahlen?
3.	� Wie kommt der Versicherungsvertrag zustande? Wann beginnen die Versicherung und der Versicherungs-

schutz?
4.	 Besteht ein Widerrufsrecht? Und wie nutze ich mein Widerrufsrecht?
5.	 Was sollte ich zur Laufzeit des Vertrages und zu den Kündigungsbedingungen wissen?
6.	 Welches Recht gilt für meinen Vertrag? Welches Gericht ist bei Rechtsstreitigkeiten zuständig?
7.	 In welcher Sprache kommuniziert der Versicherer mit mir?
8.	 Was kann ich tun, wenn es zwischen mir und dem Versicherer zu Streitigkeiten kommt?
9.	 Hinweise zum Datenschutz

B.	 Vertragsgrundlagen
1.	 Allgemeine Versicherungsbedingungen für Waldbrandversicherung (AWaB)
2.	 Besondere Vereinbarungen zur Waldbrandversicherung
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A. Allgemeine Vertragsinformationen

1. Was sollte ich über meinen Versicherer wissen?

Für Kunden der Westfälischen Provinzial Versicherung AG:

Westfälische Provinzial Versicherung Aktiengesellschaft
Provinzial-Allee 1
48159 Münster
Telefon 0251/219-0
Telefax 0251/219-2300
wp-service@provinzial.de
www.provinzial-online.de

Sitz der Gesellschaft: Münster;
Eingetragen beim Amtsgericht Münster unter der Nummer HRB 6144;
Steuernummer 5337 5914 0146

Für Kunden der Provinzial Nord Brandkasse AG:

Provinzial Nord Brandkasse Aktiengesellschaft
Sophienblatt 33
24114 Kiel
Telefon 0431/603-0
Telefax 0431/603-1115
service@provinzial.de
www.provinzial.de

Sitz der Gesellschaft: Kiel;
Eingetragen beim Amtsgericht Kiel unter der Nummer HRB 5704;
Steuernummer 5337 5914 0146

Für Kunden der Hamburger Feuerkasse Versicherungs-AG:

Hamburger Feuerkasse Versicherungs-Aktiengesellschaft
Kleiner Burstah 6–10
20457 Hamburg
Telefon 040/30904-0
Telefax 040/30904-9000
kundenbetreuung@hamburger-feuerkasse.de
www.hamburger-feuerkasse.de

Sitz der Gesellschaft: Hamburg;
Eingetragen beim Amtsgericht Hamburg 66 unter der Nummer HRB 56097;
Steuernummer 5337 5914 0146

Unsere Hauptgeschäftstätigkeit ist der Betrieb aller Arten von Schaden- und Unfallversicherungen sowie die 
Versicherung von Beistandsleistungen. Außerdem der Betrieb der Mit- und Rückversicherung; daneben die 
Vermittlung von Versicherungsverträgen auch in Zweigen, die wir nicht selbst betreiben. Schließlich die Ver
mittlung von sonstigen Finanzdienstleistungen im nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) zulässigen 
Rahmen.
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2. Wann muss ich den Beitrag zahlen? Kann ich auch monatlich zahlen?

Die Beiträge für Ihre Versicherung müssen Sie entsprechend der vereinbarten Zahlungsperiode zahlen. Die Zah-
lungsperiode kann je nach Vereinbarung einen Monat, ein Vierteljahr, ein halbes Jahr oder ein Jahr betragen.

Der Versicherungsschein und der Antrag nennen Ihnen die Zahlungsperiode, die wir vereinbart haben, sagen 
Ihnen also, wann Sie den ersten Beitrag und dann regelmäßig wiederkehrend die folgenden Beiträge zu zahlen 
haben. Es sei denn, Sie haben uns ermächtigt, diese Beträge von Ihrem Konto abzubuchen. Den ersten Beitrag 
zahlen Sie rechtzeitig, wenn Sie diesen zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheines überweisen bzw. 
wir den Betrag in diesem Zeitraum von Ihrem Konto abbuchen können.

Ihre Zahlungsverpflichtung haben Sie erfüllt, wenn wir den Beitrag erhalten haben. Beim Lastschriftverfahren 
tritt Erfüllung ein, wenn Ihr Konto wirksam belastet wurde. Kann die Abbuchung von dem uns angegebenen 
Konto nicht durchgeführt werden, entstehen Kosten für die Rücklastschrift, die wir Ihnen in Rechnung stellen 
können.

3. Wie kommt der Versicherungsvertrag zustande? Wann beginnen die Versicherung und der Versiche-
rungsschutz?

Der Gesetzgeber spricht im Vertragsrecht vom Angebot und von der Annahme, von den beiden Willenserklärun-
gen, die übereinstimmen müssen. Das heißt, Sie stellen einen Antrag auf Versicherungsschutz. Den prüfen wir 
und bestätigen Ihnen die Annahme mit einem Versicherungsschein, wenn „alles in Ordnung“ ist.

Der Versicherungsschutz ist hiervon unabhängig und beginnt zu dem im Versicherungsschein bezeichneten 
Zeitpunkt. Voraussetzung ist aber, dass Sie den ersten Beitrag rechtzeitig gezahlt haben. Es sei denn, Sie haben 
uns ermächtigt, abzubuchen.

Weitere Angaben zum Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes können Sie den dem Vertrag 
zugrunde liegenden Versicherungsbedingungen entnehmen.
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4. Besteht ein Widerrufsrecht? Und wie nutze ich mein Widerrufsrecht?

Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform  
(z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Ver-
tragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Infor
mationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 
der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben. 
Bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt die Frist jedoch nicht vor Erfüllung unserer 
Pflichten gemäß § 312 g Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches in Verbindung mit Artikel 246 § 3 
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die 
rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

Für Kunden der Westfälischen Provinzial Versicherung AG:

Westfälische Provinzial Versicherung Aktiengesellschaft
Provinzial-Allee 1, 48159 Münster
Telefax 0251/219-2300
wp-service@provinzial.de

Für Kunden der Provinzial Nord Brandkasse AG:

Provinzial Nord Brandkasse Aktiengesellschaft 
Sophienblatt 33, 24114 Kiel
Telefax 0431/603-1115
service@provinzial.de

Für Kunden der Hamburger Feuerkasse Versicherungs-AG:

Hamburger Feuerkasse Versicherungs-Aktiengesellschaft
Kleiner Burstah 6–10, 20457 Hamburg
Telefax 040/30904-9000
kundenbetreuung@hamburger-feuerkasse.de

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten Ihnen den auf 
die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des Beitrags, wenn Sie zugestimmt haben, dass 
der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil des Beitrags, der auf die 
Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten. Dieser Betrag ermit-
telt sich wie folgt:
Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz bestand, multipliziert mit – je nach vereinbarter 
Zahlungsperiode – 1/360 des Jahresbeitrags bzw. 1/180 des Halbjahresbeitrags bzw. 1/90 des Viertel-
jahresbeitrags bzw. 1/30 des Monatsbeitrags.
Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des 
Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame 
Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. 
Zinsen) herauszugeben sind.
Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 des Versicherungsvertragsgesetzes wirksam ausgeübt, sind  
Sie auch an einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. 
Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist 
und eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung 
zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch 
verlangt werden.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als 
auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

Ende der Widerrufsbelehrung
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5. Was sollte ich zur Laufzeit des Vertrages und zu den Kündigungsbedingungen wissen?

Sie sind das Versicherungsverhältnis für einen vereinbarten Zeitraum eingegangen. Diesen Zeitraum 
können Sie dem Antrag und dem Versicherungsschein entnehmen. Eine Kündigung ist für Sie und für 
uns erstmals zum Ende dieses Zeitraums möglich.

Beträgt die Vertragsdauer mindestens ein Jahr, haben wir zusätzlich eine Verlängerung von Jahr zu 
Jahr für den Fall abgesprochen, dass der Vertrag nicht gekündigt wird. Sie und wir können dann immer 
zum Schluss des laufenden (Versicherungs-)Jahres kündigen.

Die einzuhaltende Kündigungsfrist ist für beide Parteien in allen Fällen gleich. Sie darf nicht weniger 
als einen und nicht mehr als drei Monate betragen.

Im Einzelfall können besondere Kündigungsrechte bestehen. Einzelheiten entnehmen Sie bitte den 
Ihrem Vertrag zugrunde liegenden Versicherungsbedingungen.

6. Welches Recht gilt für meinen Vertrag? Welches Gericht ist bei Rechtsstreitigkeiten zuständig?

Es gilt deutsches Recht.

Ansprüche aus Ihrem Versicherungsvertrag können Sie entweder bei dem Gericht Ihres Wohnsitzes geltend 
machen oder bei dem Gericht, das für unseren Geschäftssitz örtlich zuständig ist.

Unsere Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag können wir bei dem Gericht geltend machen, das für Ihren 
Wohnsitz örtlich zuständig ist. Wenn Sie den Versicherungsvertrag für Ihren Geschäfts- oder Gewerbebetrieb 
abgeschlossen haben, können wir alternativ auch das Gericht des Ortes, an dem sich der Sitz oder die Nieder-
lassung Ihres Betriebes befindet, anrufen.

7. In welcher Sprache kommuniziert der Versicherer mit mir?

Wir sprechen und kommunizieren mit Ihnen in der deutschen Sprache.

8. Was kann ich tun, wenn es zwischen mir und dem Versicherer zu Streitigkeiten kommt?

Sollten Sie mit einer Entscheidung einmal nicht einverstanden sein, können Sie für private Versicherungsverträ-
ge zunächst das außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren nutzen. Selbstverständlich haben Sie auch die 
Möglichkeit unmittelbar den Rechtsweg einzuschlagen.

Sollten Sie sich zunächst für den außergerichtlichen Weg entscheiden, würde der Ombudsmann, der dann für 
Ihre Beschwerde zuständig wäre, neutral, schnell und unbürokratisch die Entscheidung des Versicherungsunter-
nehmens prüfen. Und es ist ganz bestimmt wichtig für Sie zu wissen, dass er Ihnen das nicht berechnet. Bevor 
Sie ihn allerdings beauftragen, sollten Sie zunächst dem Versicherer sagen, dass Sie die Entscheidung nicht 
zufrieden stellt. Das gebietet schon die Fairness.

Bleibt es dann beim, aus Ihrer Sicht ungerechtfertigten „Nein“ Ihres Versicherers, wenden Sie sich an ihn.
Die Adresse lautet:

Versicherungsombudsmann e. V.
Postfach 08 06 32
10006 Berlin
Telefon 0800/3696000 – Diese Telefonnummer ist aus dem gesamten deutschen Telefonnetz kostenfrei 
erreichbar.
Telefax 0800/3699000 – Diese Faxnummer ist aus dem gesamten deutschen Telefonnetz kostenfrei erreichbar.
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Sie können dem Ombudsmann auch eine E-Mail schicken. Dann bitte unter:

beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Mit einer Beschwerde können Sie sich außerdem auch an die für uns zuständige Aufsichtsbehörde wenden.
Deren Anschrift lautet:

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Bereich Versicherungen
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
Postfach 12 53
53002 Bonn
Telefon: 0228/4108-0
Telefax: 0228/4108-1550
E-Mail: poststelle@bafin.de
Internet: www.bafin.de

9. Hinweise zum Datenschutz

Information zur Verwendung Ihrer Daten
Wir benötigen Ihre personenbezogenen Daten, um Ihren Vertrag zu bearbeiten. Sie helfen uns dabei, das Risiko 
besser einzuschätzen, das Sie bei uns versichern möchten. Genauso wichtig sind Ihre Daten im weiteren Ver-
tragsverlauf, insbesondere bei der Bearbeitung von Schäden oder Leistungsfällen. Die Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung persönlicher Daten ist gesetzlich geregelt.

Bei der Westfälischen Provinzial Versicherung AG, der Provinzial Nord Brandkasse AG, der Hamburger Feuer
kasse Versicherung AG und der Provinzial NordWest Lebensversicherung AG sind Ihren Daten über die gesetz
lichen Anforderungen hinaus geschützt. Dazu haben wir uns mit dem Beitritt zum Code of Conduct verpflichtet. 
Diese Verhaltensregeln der deutschen Versicherungswirtschaft zum Datenschutz finden Sie im Internet unter:  
www.provinzial-online.de/Datenschutz

Hier finden Sie auch
– eine Liste der Konzernunternehmen, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen,
– eine Liste der Auftragnehmer und Dienstleister, mit denen wir zusammenarbeiten.

Auf Wunsch schicken wir Ihnen gern einen Ausdruck dieser Verhaltensregeln und Listen mit der Post.  
Bitte wenden Sie sich 
als Kunde der Westfälischen Provinzial Versicherung AG an: 
Telefon 0251/219-9970 
wp-service@provinzial.de
als Kunde der Provinzial Nord Brandkasse AG an: 
Telefon 0431/603-9970 
service@provinzial.de
als Kunde der Hamburger Feuerkasse Versicherungs-AG an: 
Telefon 040/30904-9191 
kundenbetreuung@hamburger-feuerkasse.de
als Kunde der Provinzial NordWest Lebensversicherung AG an:
Telefon 0431/603-9970 
service@provinzial.de

Hinweis- und Informationssystem (HIS)
Die informa Insurance Risk and Fraud Prevention GmbH betreibt das Hinweis- und Informationssystem der Ver-
sicherungswirtschaft (HIS). Wir und andere Versicherer melden dem System erhöhte Risiken. Außerdem benach-
richtigen wir das HIS über Auffälligkeiten, die auf einen Versicherungsbetrug hindeuten und genauer untersucht 
werden müssen. 
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Eine Meldung durch uns an das HIS ist möglich, wenn Sie den Abschluss eines Versicherungsvertrags bei 
uns beantragen oder einen Schadenfall melden. Sie betrifft eine Person oder eine Sache, zum Beispiel ein Auto 
oder ein Haus.
 
Wir melden an das HIS 
·  �Personen, die ungewöhnlich oft einen Schaden erleiden oder deren Beschreibung des Schadenereignisses 

nicht zum Schadenbild passt;
·  �Immobilien, wenn dort ungewöhnlich oft Schäden entstehen;
·  �Fahrzeuge, die schwerwiegende oder unreparierte Vorschäden haben oder schon einmal als gestohlen 

gemeldet wurden, zum Beispiel
   – Fahrzeuge bei Totalschaden, Diebstahl,
   – Fahrzeug-Schäden, die ohne Reparaturnachweis abgerechnet wurden.

Wir benachrichtigen Sie, wenn wir Sie, Ihr Fahrzeug oder Ihre Immobilie an das HIS melden.

Eine Prüfung durch das HIS können wir veranlassen, wenn Sie den Abschluss eines Versicherungsvertrags 
bei uns beantragen oder einen Schaden melden. Die Anfrage richten wir zu einer Person oder zu einer Sache 
an das HIS. Wir speichern die Ergebnisse unserer Anfragen. Bei einigen Schadenfällen müssen wir andere Versi-
cherer zu den Vorgängen befragen, die diese an das HIS gemeldet haben. Auch diese Informationen speichern 
wir, wenn sie für die Prüfung des Schadenfalls wichtig sind. Es kann auch dazu kommen, dass wir einem ande-
ren Versicherer in einem späteren Leistungsfall Auskunft über Ihren Schadenfall erteilen. 

Eine Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-irfp.de.
Die Kontaktdaten des HIS lauten:

informa Insurance Risk and Fraud Prevention GmbH 
Rheinstraße 99
76532 Baden-Baden
Telefon: 07221/5040-3700
Telefax: 07221/5040-3095
E-Mail: his@informa.de

Werbung, Markt- und Meinungsforschung
Die Westfälische Provinzial Versicherung AG, die Provinzial Nord Brandkasse AG, die Hamburger Feuerkasse 
Versicherungs-AG, die Provinzial NordWest Lebensversicherung AG, die Provinzial NordWest Pensionsberatung 
GmbH, ihre Kooperationspartner* und der Sie betreuende Vermittler nutzen Ihre personenbezogenen Daten für 
die Markt- und Meinungsforschung unseres Unternehmens und für die schriftliche Werbung. Die schriftliche 
Werbung umfasst
·  �unsere eigenen Versicherungsprodukte,
·  �Produkte anderer Unternehmen des Provinzial NordWest Konzerns und ihrer Kooperationspartner

Ihre ausdrückliche Einwilligung ist dazu nicht nötig. Sie können dieser Nutzung Ihrer Daten jederzeit formlos 
widersprechen.

* Zurzeit kooperieren wir mit:
– den Westfälisch-Lippischen Sparkassen,
– der Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale,
– der LBS Westdeutsche Landesbausparkasse,
– den Sparkassen des Sparkassen- und Giroverbandes Schleswig-Holsteins,
– den Sparkassen in Mecklenburg-Vorpommern,
– den Sparkassen mit Geschäftsstellen in Hamburg,
– der HSH Nordbank AG,
– der Nord/LB Norddeutsche Landesbank Girozentrale,
– der LBS Bausparkasse Schleswig-Holstein-Hamburg AG,
– der LBS Ostdeutsche Landesbausparkasse Aktiengesellschaft,
– der LBS Immobilien GmbH NordWest.
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Ihre Rechte
Auf Antrag geben wir Ihnen Auskunft über die Daten, die wir zu Ihrer Person gespeichert haben. Sind Ihre Daten 
falsch oder unvollständig? Dann können Sie verlangen, dass wir sie berichtigen. Ist oder war die Erhebung, Ver-
arbeitung oder Nutzung Ihrer Daten unzulässig oder nicht mehr erforderlich? Dann haben Sie Anspruch darauf, 
dass wir Ihre Daten löschen oder sperren.

Bitte wenden Sie sich 
als Kunde der Westfälischen Provinzial Versicherung AG an: 
Telefon 0251/219-9970 
wp-service@provinzial.de
als Kunde der Provinzial Nord Brandkasse AG an: 
Telefon 0431/603-9970 
service@provinzial.de
als Kunde der Hamburger Feuerkasse Versicherungs-AG an: 
Telefon 040/30904-9191 
kundenbetreuung@hamburger-feuerkasse.de
als Kunde der Provinzial NordWest Lebensversicherung AG an:
Telefon 0431/603-9970 
service@provinzial.de

B. Vertragsgrundlagen

Für den von Ihnen gewünschten Versicherungsschutz gelten

Allgemeine Versicherungsbedingungen für Waldbrandversicherung (AWaB)

Besondere Vereinbarungen zur Waldbrandversicherung

In den Versicherungsbedingungen finden Sie ausführliche Informationen zu allen für unser Vertragsverhältnis 
wichtigen Themen.

Sollte Sie noch mehr interessieren, nehmen Sie gern Kontakt zu uns auf. Wir haben Zeit für Sie.



Allgemeine Versicherungsbedingungen
für Waldbrandversicherung (AWaB)
Stand 9.2011

Inhaltsverzeichnis

§ 1	 Versicherte Gefahren
§ 2	 Versicherte Wald- und Holzbestände 
§ 3	 Versicherungswert
§ 4	 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung
§ 5	 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss
§ 6	 Gefahrerhöhung
§ 7	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
§ 8	� Beginn des Versicherungsschutzes, Beitrag und Versicherungsteuer, Zahlung des ersten oder einmaligen 

Beitrags und Folgen verspäteter Zahlung
§ 9	 Dauer und Ende des Vertrages
§ 10	 Zahlung des Folgebeitrags und Folgen verspäteter Zahlung
§ 11	 Lastschriftverfahren
§ 12	 Ratenzahlung
§ 13	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
§ 14	 Überversicherung
§ 15	 Mehrere Versicherer
§ 16	 Veräußerung der versicherten Wald- oder Holzbestände
§ 17	 Versicherung für fremde Rechnung
§ 18	 Aufwendungsersatz
§ 19	 Sachverständigenverfahren
§ 20	 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen
§ 21	 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
§ 22	 Repräsentanten
§ 23	 Kündigung nach dem Versicherungsfall
§ 24	 Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenänderung
§ 25	 Vollmacht des Versicherungsvertreters
§ 26	 Zuständiges Gericht
§ 27	 Verjährung
§ 28	 Anzuwendendes Recht

§ 1	 Versicherte Gefahren

1	 Der Versicherer leistet Entschädigung für 
	 a)	� stehende, wachsende Waldbestände (Waldversicherung),
	 b)	� zum Abtrieb bestimmte oder geschlagene Holzbestände (Holzschlagversicherung),
	� die durch Brand, Blitzschlag, Explosion oder durch Anprall oder Absturz eines bemannten Flugkörpers, 

seiner Teile oder seiner Ladung zerstört oder beschädigt werden.

2	� Als Brand gilt ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen 
hat und sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag (Schadenfeuer).

3	� Der Versicherer haftet für Schäden durch Löscharbeiten, auch Gegenfeuer, Niederreißen oder notwendiges 
Ausgraben.

4	� Der Versicherer leistet auch Entschädigung für versicherte Hölzer, die bei einem der in Nr. 1 genannten 
Schadenereignisse abhandengekommen sind.

5	� Der Versicherer ersetzt ferner die Aufwendungen des Versicherungsnehmers zur Abwendung oder Minde-
rung des Schadens nach Maßgabe des § 18.2
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6	� Schäden, die an Holzbeständen während ihrer Verschwelung zu Holzkohle in Meilerstätten entstehen, 
werden nicht ersetzt.

7	 Der Versicherer haftet nicht für Schäden an Stümpfen (Stöcken) und an Bodendecke (Streu, Moos und dgl.).

8	 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden
	 a)	� durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion oder Aufstand,
	 b)	� durch innere Unruhen,
	 c)	� durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen.

§ 2	 Versicherte Wald- und Holzbestände

1	� Versichert sind nur die dem Versicherungsnehmer gehörenden Wald- oder Holzbestände. Der Versi
cherungsnehmer ist verpflichtet, seine sämtlichen, in ein und derselben Gemarkung gelegenen, bis zu 
40 Jahre alten Waldbestände bei demselben Versicherer zu versichern.

2	� Die Versicherung der stehenden, wachsenden Waldbestände (§ 1 Nr. 1 a) geht bei betriebsplanmäßig 
bewirtschafteten Forsten nach dem Abtrieb auf das geschlagene Holz (Holzbestände) über und bleibt 
hierfür während der Versicherungsdauer in Kraft, solange sich das geschlagene Holz am Gewinnungsort 
im Wald befindet und Eigentum des Versicherungsnehmers ist. Bei außergewöhnlichen Massenabtrieben, 
z. B. durch Sturm- oder Insektenschäden sowie durch besondere wirtschaftliche Verhältnisse, findet der 
Übergang der Versicherung auf das geschlagene Holz nicht statt.

§ 3	 Versicherungswert

1	� Die Versicherungssumme soll dem Versicherungswert entsprechen. Sie erhöht sich jährlich entsprechend 
dem altersbedingten Wertzuwachs der versicherten Waldbestände.

	� Versicherungswert ist bei stehenden, wachsenden Waldbeständen deren wirtschaftlicher Wert, wie er sich 
bei regelrechter forstlicher Nutzung errechnet.

	� Als wirtschaftlicher Wert gilt der Bestandskostenwert so lange, wie letzterer den Holzwert noch übersteigt. 
Wesentliche Rechnungsgrundlagen für die Ermittlung des Bestandskostenwerts sind die zur Bestands
begründung erforderlichen Kultur- und Nachbesserungskosten, der so genannte Bodenbruttowert (forst-
licher Bodenwert und Verwaltungskostenkapital) und der forstliche Zinsfuß. Zur regelrechten forstlichen 
Nutzung gehört nicht eine beabsichtigte Verwertung als Weihnachtsbaum, Zierpflanze oder Schmuck
reisig.

2	� Versicherungswert bei zum Abtrieb bestimmten oder geschlagenen Holzbeständen ist deren nachgewie-
sener Verkaufswert einschließlich Bearbeitungskosten und Löhne, abzüglich durch Nichtlieferung erspar-
ter Kosten.

	� Soweit ein Verkaufspreis noch nicht vereinbart ist, sind die Holzpreise am Schadenort oder, falls sich sol-
che nicht gebildet haben, die Holzpreise im Bereich des zuständigen Forstamtes zur Zeit des Eintritts des 
Versicherungsfalles maßgebend.

§ 4	 Entschädigungsberechnung; Unterversicherung

1	� Maßgebend für die Entschädigung ist der Versicherungswert zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfal-
les. Der Unterschied zwischen diesem Wert und dem Wert der Reste, zuzüglich der Aufwendungen für die 
Verwertung der Reste, ist zu berücksichtigen.

2	� Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert (Unterversicherung), so wird nur der
jenige Teil des Schadens ersetzt, der sich zum ganzen Schaden verhält wie die Versicherungssumme zum 
Versicherungswert. Ob Unterversicherung vorliegt, ist für jede Gruppe (Position) des Versicherungsschei-
nes besonders festzustellen.
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§ 5	 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss

1	� Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von Gefahrumständen
	� Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekann-

ten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für dessen 
Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen.

	� Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, 
aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

2	 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
	 a)	� Vertragsänderung
		�  Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer 

bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen ge-
schlossen, so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertrags-
bestandteil.

		�  Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen Bedin-
gungen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

		�  Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer 
die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen. In dieser Mitteilung der Vertragsänderung hat der Versicherer den Versicherungsneh-
mer auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen.

	 b)	� Rücktritt und Leistungsfreiheit
		�  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1, kann der Versicherer vom Vertrag 

zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig verletzt.

		�  Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen hätte.

		�  Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflich-
tet, es sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich 
auf einen Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat 
der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet.

	 c)	� Kündigung
		�  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, 

kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, 
der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder an-
deren Bedingungen abgeschlossen.

	 d)	� Ausschluss von Rechten des Versicherers
		�  Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a), zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind 

jeweils ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die un-
richtige Anzeige kannte.

	 e)	� Anfechtung
		  Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.
 
3	 Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers
	� Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b) oder zur Kündigung (2 c) muss der Versicherer 

innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen und dabei die Umstände angeben, auf die er seine 
Erklärung stützt; zur Begründung kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach 
deren Kenntniserlangung angeben.

	� Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht 
und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen.



Seite 4 von 15
Allgemeine Versicherungsbedingungen für Waldbrandversicherung (AWaB), 
Stand 9.2011

4	 Rechtsfolgenhinweis
	� Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b) und zur Kündigung (2 c) stehen dem Versiche-

rer nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der 
Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat.

5	� Vertreter des Versicherungsnehmers 
	� Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung 

von Nr. 1 und 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist 
des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die 
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem 
Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

6	 Erlöschen der Rechte des Versicherers
	� Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b) und zur Kündigung (2 c) erlö-

schen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf 
dieser Frist eingetreten sind.

	� Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht 
vorsätzlich oder arglistig verletzt hat.

§ 6	 Gefahrerhöhung

1	 Begriff der Gefahrerhöhung
	 a)	� Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers 

die tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls 
oder eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers 
wahrscheinlicher wird.

	 b)	� Als Gefahrerhöhung gelten insbesondere Sturm- und Insektenschäden, Anlage von Eisenbahnen und 
Autostraßen, Errichtung von Industriebetrieben, Bergwerken, Kohlenmeilern, Müllkippen, Gaststätten 
oder Zeltplätzen im versicherten Wald oder in gefährlicher Nähe.

	 c)	� Eine Gefahrerhöhung kann ferner vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert, nach 
dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.

	 d)	� Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder 
nach den Umständen als mitversichert gelten soll.

2	 Pflichten des Versicherungsnehmers
	 a)	� Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 

Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.
	 b)	� Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers 

eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüg-
lich anzeigen.

	 c)	� Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhängig von seinem Willen 
eintritt, muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr 
Kenntnis erlangt hat.

3	 Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer
	 a)	� Kündigungsrecht des Versicherers 
		�  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag 

fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen.

		�  Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat kündigen.

		�  Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

	 b)	� Vertragsänderung
		�  Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Ge-

schäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prämie verlangen oder die Absicherung der erhöhten 
Gefahr ausschließen.
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		�  Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer 
die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In 
der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

4	 Erlöschen der Rechte des Versicherers
	� Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese 

nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden 
oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

5	� Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 
	 a)	� Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung 

verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Ver-
letzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

	 b)	� Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zuge-
gangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich 
verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 
entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung 
zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

	 c)	� Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,
		  aa)	� soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den 

Eintritt des Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war oder
		  bb)	� wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung des Versicherers 

abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war oder
		  cc)	� wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen 

Geschäftsgrundsätzen entsprechend erhöhten Beitrag verlangt.

§ 7	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1	 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls
	 a)	� Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsnehmer vor dem Versicherungsfall zu 

erfüllen hat, sind: 
		  aa)	� die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-

schriften;
		  bb)	� die Einhaltung aller vertraglich bestimmten sonstigen Obliegenheiten.
	 b)	� Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt 

des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb 
eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen.

		�  Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt hat.

2	 Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalls
	 a)	� Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls
		  aa)	� innerhalb dreier Tage nach Kenntniserlangung den Eintritt des Versicherungsfalles dem Versi-

cherer oder dessen Versicherungsvertreter sowie der Polizeibehörde schriftlich oder mündlich 
anzuzeigen. Eine Aufstellung abhandengekommener Hölzer hat er der Polizeibehörde innerhalb 
dreier Tage nach Feststellung ihres Verlustes einzureichen.

		  bb)	� nach Möglichkeit für die Abwendung oder Minderung des Schadens zu sorgen und dabei die 
Weisungen des Versicherers zu befolgen. Gestatten es die Umstände, so hat er solche Weisungen 
einzuholen. Der Ersatz der Aufwendungen bestimmt sich nach § 13.

		  cc)	� dem Versicherer, soweit es ihm billigerweise zugemutet werden kann, jede Untersuchung über 
Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang seiner Entschädigungspflicht zu gestat-
ten, jede hierzu dienliche Auskunft auf Verlangen schriftlich zu erteilen und Belege beizubringen. 
Auf Verlangen muss er einen beglaubigten Grundbuchauszug beibringen.
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3	 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
	 a)	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versiche-

rer von der Verpflichtung zur Leistung frei.
		�  Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem 

Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht.
		�  Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.
	 b)	� Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer jedoch zur Leistung ver-

pflichtet, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang 
der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

	 c)	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- 
oder Aufklärungsobliegenheit, so ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen hat.

§ 8	� Beginn des Versicherungsschutzes, Beitrag und Versicherungsteuer, Zahlung des ersten oder 
einmaligen Beitrags und Folgen verspäteter Zahlung

1	 Beginn des Versicherungsschutzes
	� Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der 

Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Abschnitt B § 2 Nr. 3 
zahlt.

2	 Beitrag und Versicherungsteuer
	� Der Anspruch auf den ersten oder einmaligen Beitrag entsteht mit dem vereinbarten Beginn des Versiche-

rungsschutzes, frühestens jedoch mit Zugang des Versicherungsscheins.
	� Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten 

Jahresbeitrags.
	� Der Anspruch auf den Folgebeitrag entsteht zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt. Der in Rechnung 

gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz 
bestimmten Höhe zu entrichten hat.

3	 Rechtzeitige Zahlung
	� Die Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags gilt noch als rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach 

Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins (Widerrufsfrist) erfolgt bzw. vom Konto 
des Versicherungsnehmers abgebucht werden kann und der berechtigten Abbuchung nicht widerspro-
chen wird.

4	� Späterer Beginn des Versicherungsschutzes 
	� Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem 

späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, 
die bis zur Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam ge-
macht hat.

 
5	 Rücktritt
	� Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer 

vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

§ 9	 Dauer und Ende des Vertrages

1	 Dauer
	 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen.
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2	 Stillschweigende Verlängerung
	� Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn 

nicht einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjah-
res eine Kündigung zugegangen ist.

3	 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
	� Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes 

darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten vom Versicherungsnehmer gekün-
digt werden.

	� Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versiche-
rungsjahres zugehen.

4	� Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
	� Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung 

bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

5	 Nachweis bei angemeldetem Grundpfandrecht durch Realgläubiger
	� Hat ein Hypothekengläubiger seine Hypothek angemeldet, ist eine Kündigung des Versicherungsverhält-

nisses durch den Versicherungsnehmer im Hinblick auf die Gefahrengruppe Brand, Blitzschlag, Explosion, 
Absturz oder Anprall eines Luftfahrzeuges nur wirksam, wenn der Versicherungsnehmer mindestens einen 
Monat vor Ablauf des Versicherungsvertrags nachgewiesen hat, dass zu dem Zeitpunkt, zu dem die Kündi-
gung spätestens zulässig war, das Grundstück nicht mit der Hypothek belastet war oder dass der Hypothe-
kengläubiger der Kündigung zugestimmt hat. Dies gilt nicht für eine Kündigung nach Veräußerung oder 
im Versicherungsfall.

§ 10	 Zahlung des Folgebeitrags und Folgen verspäteter Zahlung

1	 Rechtzeitige Zahlung des Folgebeitrags
	� Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung 

angegebenen Zeitpunkt erfolgt.

2	 Verzug
	� Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, 

es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.
	� Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und 

ihm eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen. Diese Fristsetzung ist nur wirksam, wenn sie 
die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen 
angibt, die nach Abschnitt B § 4 Nr. 3 und 4 mit dem Fristablauf verbunden sind.

	� Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

3	 Kein Versicherungsschutz
	� Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab 

diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach 
Abschnitt B § 4 Nr. 2 Absatz 2 darauf hingewiesen wurde.

4	 Kündigung
	� Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der 

Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der 
Zahlungsaufforderung nach Abschnitt B § 4 Nr. 2 Absatz 2 darauf hingewiesen hat.

	� Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den 
angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kün-
digung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

§ 11	 Lastschriftverfahren

1	 Pflichten des Versicherungsnehmers
	� Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer 

zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.
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2	 Änderung des Zahlungsweges
	� Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem 

Einziehungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer berechtigt, die Lastschriftver-
einbarung in Textform zu kündigen.

	� Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, 
den ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst zu übermitteln.

	� Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

§ 12	 Ratenzahlung
	� Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen 

als gestundet.
	� Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode werden sofort fällig, wenn der Versicherungs-

nehmer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder wenn eine Entschädigung fällig wird.

§ 13	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

1	 Allgemeiner Grundsatz
	 a)	� Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht 

dem Versicherer für diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat.

	 b)	� Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, steht dem Versicherer der 
Beitrag zu, den er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt bean-
tragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat.

2	 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse
	 a)	� Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu 

widerrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des 
Beitrags zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Belehrung über das Widerrufs-
recht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Versi-
cherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.

		�  Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich den für das erste Versiche-
rungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat.

	 b)	� Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers beendet, weil der Versicherungs-
nehmer Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor Vertragsannahme in Textform gefragt hat, 
nicht angezeigt hat, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklä-
rung zu. Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers beendet, weil der einma
lige oder der erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine ange-
messene Geschäftsgebühr zu.

	 c)	� Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung 
beendet, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung  
zu.

	 d)	� Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Inter
esse bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die 
für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. 
Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.

		�  Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht 
in diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt.

§ 14	 Überversicherung

1	� Übersteigt die Versicherungssumme den Wert der versicherten Wald- oder Holzbestände erheblich, so 
kann sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, dass zur Beseitigung der Über-
versicherung die Versicherungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird.
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	� Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens ist für die Höhe des Beitrags der Betrag maßgebend, den der 
Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen 
worden wäre.

2	� Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht der Beitrag 
bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 15	 Mehrere Versicherer

1	 Anzeigepflicht
	� Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Ver-

sicherer die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer 
und die Versicherungssumme anzugeben.

2	 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
	� Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Nr. 1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der 

Versicherer unter den in § 7 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz 
oder teilweise leistungsfrei.

	� Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von der 
anderen Versicherung erlangt hat.

3	 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung
	 a)	� Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die 

Versicherungssummen zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die 
Summe der Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu 
zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

	 b)	� Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzu-
kommen hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber 
im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn die Verträge bei demselben Versicherer bestehen.

		�  Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versicherungsverträgen Entschä-
digung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der 
Weise, dass die Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamt-
betrag der Versicherungssummen, aus denen der Beitrag errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in 
Deckung gegeben worden wäre.

		�  Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen 
Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Ver
sicherungssummen in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.

		�  Ist vereinbart, dass der Versicherungsnehmer einen Teil des Schadens selbst zu tragen hat (vereinbarte 
Selbstversicherung), so darf er für diesen Teil keine andere Versicherung nehmen. Anderenfalls wird 
die Entschädigung so ermäßigt, dass der Versicherungsnehmer den vereinbarten Teil des Schadens 
selbst trägt.

	 c)	� Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag 
nichtig.

		�  Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt.

4	 Beseitigung der Mehrfachversicherung
	 a)	� Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne 

Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der 
später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger 
Minderung des Beitrags auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht 
gedeckt ist.

		�  Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versicherungssumme und Anpassung des 
Beitrags werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht.
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	 b)	� Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden 
ist, dass nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist.

		�  Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versi-
cherer geschlossen worden, kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung 
der Versicherungssummen und der Beiträge verlangen.

§ 16	 Veräußerung der versicherten Wald- oder Holzbestände

	 a)	� Werden die versicherten Wald- oder Holzbestände vom Versicherungsnehmer veräußert, so tritt zum 
Zeitpunkt des Eigentumsübergangs an dessen Stelle der Erwerber in die während der Dauer seines 
Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte und Pflichten des Versiche-
rungsnehmers ein.

	 b)	� Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Beiträge, die auf die zur Zeit des Eintrittes des Erwer-
bers laufende Versicherungsperiode entfällt, als Gesamtschuldner.

	 c)	� Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kennt-
nis erlangt.

2	 Kündigungsrechte
	 a)	� Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 

von einem Monat zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Mo-
nats ab der Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung ausgeübt wird.

	 b)	� Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der 
laufenden Versicherungsperiode in Schriftform zu kündigen.

		�  Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender 
Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb eines Monats ab Erlangung der 
Kenntnis, ausgeübt wird.

	 c)	� Im Falle der Kündigung nach a) und b) haftet der Veräußerer allein für die Zahlung der Beiträge.

3	 Anzeigepflichten
	 a)	� Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder Erwerber unverzüglich in Textform anzu

zeigen.
	 b)	� Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versi-

cherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige hätte zugehen 
müssen, und der Versicherer nachweist, dass er den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem 
Erwerber nicht geschlossen hätte.

	 c)	� Abweichend von b) ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem 
Zeitpunkt bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätten zugehen müssen oder wenn zur Zeit des 
Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen war und er 
nicht gekündigt hat.

§ 17	 Versicherung für fremde Rechnung

1	 Rechte aus dem Vertrag
	� Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das Interesse eines Drit-

ten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungs-
nehmer und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein 
besitzt.

2	 Zahlung der Entschädigung
	� Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer den Nachweis ver-

langen, dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der 
Entschädigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

3	 Kenntnis und Verhalten
	 a)	� Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, 

sind bei der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten 
zu berücksichtigen.
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		�  Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der 
Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zurech-
nen lassen, wenn der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist.

	 b)	� Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlos-
sen worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich 
oder nicht zumutbar war.

	 c)	� Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag 
ohne Auftrag des Versicherten geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat.

§ 18	 Aufwendungsersatz

1	 Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens
	 a)	� Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer den Umständen nach 

zur Abwendung und Minderung des Schadens für geboten halten durfte oder die er auf Weisung des 
Versicherers macht.

	 b)	� Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmittelbar bevorstehenden Versiche-
rungsfall abzuwenden oder in seinen Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer 
Aufwendungsersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträglichen objektiven Betrachtung 
der Umstände verhältnismäßig und erfolgreich waren oder die Aufwendungen auf Weisung des Ver
sicherers erfolgten.

	 c)	� Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach  
a) und b) entsprechend kürzen.

	 d)	� Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte Sachen betragen zusammen 
höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendun-
gen auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

	 e)	� Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß a) erforderlichen Betrag auf Verlangen des Ver
sicherungsnehmers vorzuschießen.

	 f)	� Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im 
öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen Inter-
esse erbracht werden.

2	 Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens
	 a)	� Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines 

von ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese den Umständen nach geboten waren.
		�  Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder Beistand hinzu, so werden diese Kos-

ten nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert 
wurde.

	 b)	� Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Kostenersatz nach a) ent-
sprechend kürzen.

§ 19	 Sachverständigenverfahren

1	 Feststellung der Schadenhöhe
	� Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalles verlangen, dass die Höhe des Scha-

dens in einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird.
	� Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam 

vereinbaren.

2	 Weitere Feststellungen
	� Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere Feststellungen zum Versicherungs-

fall ausgedehnt werden.

3	 Verfahren vor Feststellung
	 Für das Sachverständigenverfahren gilt:
	 a)	� Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständi-

gen benannt hat, kann die andere unter Angabe des von ihr genannten Sachverständigen in Textform 
auffordern, den zweiten Sachverständigen zu benennen.
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		�  Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung 
benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht 
ernennen lassen. In der Aufforderung durch den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf diese 
Folge hinzuweisen.

	 b)	� Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person benennen, die Mitbewerber des Versiche-
rungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung steht; ferner keine Person, die bei 
Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis 
steht.

	 c)	� Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachver-
ständigen als Obmann. Die Regelung unter b) gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes 
durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sachverständigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag 
einer Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

4	 Feststellung
	 Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:
	 a)	� eine Bezeichnung der zerstörten, beschädigten oder abhandengekommenen Wald- und Holzbestände 

sowie deren Versicherungswert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles;
	 b)	� alle sonstigen gemäß § 4 Nr. 1 maßgebenden Tatsachen, insbesondere die Restwerte der von dem 

Schaden betroffenen Bestände;
	 c)	� entstandene Kosten, die gemäß § 1 Nr. 5 versichert sind.

5	 Verfahren nach Feststellung
	� Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststel-

lungen der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. 
Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die Feststellungen der Sach-
verständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.

	� Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, 
wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Auf 
Grund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer die Entschädigung.

	� Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, 
wenn die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern.

6	 Kosten
	� Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten 

des Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.

7	 Obliegenheiten
	� Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht be-

rührt.

§ 20	 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

1	 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalles
	 a)	� Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der 

Entschädigungspflicht frei.
		�  Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person 

des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als be
wiesen.

	 b)	� Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen.

2	 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles
	� Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer 

arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht 
oder zu täuschen versucht.
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	� Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungs-
nehmer wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 
als bewiesen.

3	� Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und 
solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsank
tionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

	� Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos die durch die Vereinigten 
Staaten von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deut-
sche Rechtsvorschriften entgegenstehen.

§ 21	 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

1	 Fälligkeit der Entschädigung
	� Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des 

Anspruchs abgeschlossen sind. Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens 
den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

2	 Verzinsung
	� Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht be-

steht:
	 a)	� Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet 

wird – seit Anzeige des Schadens zu verzinsen.
	 b)	� Der Zinssatz beträgt 4 % pro Jahr, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund ein höherer Zins zu 

zahlen ist.
	 c)	� Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

4	 Hemmung
	� Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 3 a) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge 

Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden 
kann.

5	 Aufschiebung der Zahlung
	 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
	 a)	� Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;
	 b)	� ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder seinen 

Repräsentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft;
	 c)	� eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den gesetzlichen Bestimmungen über die Sicherung von 

Realgläubigern nicht erfolgte.

§ 22	 Repräsentanten
	� Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen 

lassen.

§ 23	 Kündigung nach dem Versicherungsfall

1	 Kündigungsrecht
	� Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kün-

digen. Die Kündigung ist in Schriftform zu erklären. Sie muss der anderen Vertragspartei spätestens einen 
Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein.

2	 Kündigung durch Versicherungsnehmer
	� Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer 

wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeit-
punkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird.
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3	 Kündigung durch Versicherer
	� Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirk-

sam.

§ 24	 Anzeigen; Willenserklärungen; Anschriftenänderung

1	 Form
	� Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes be-

stimmt ist, sind die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsver-
hältnis betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Textform abzugeben.

	� Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungs-
schein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. Die gesetz-
lichen Regelungen über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt.

2	 Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung
	� Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt 

für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei einer 
dem Versicherer nicht angezeigten Namensänderung.

	 Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen.

3	 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung
	� Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlos-

sen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen nach Nr. 2 entspre-
chend Anwendung.

§ 25	 Vollmacht des Versicherungsvertreters

1	� Erklärungen des Versicherungsnehmers
	� Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen 

entgegenzunehmen betreffend
	 a)	� den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages;
	 b)	� ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung;
	 c)	� Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages und während des Versicherungs

verhältnisses.

2	 Erklärungen des Versicherers
	� Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine 

oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

3	� Zahlungen an den Versicherungsvertreter
	� Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der Versicherungsnehmer im Zusam-

menhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzu
nehmen.

	� Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn 
er die Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht 
kannte.

§ 26	 Zuständiges Gericht

1	 Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler
	� Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung ist neben den Gerichts

ständen der Zivilprozessordnung auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungs-
nehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, kann der Ver
sicherungsnehmer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbebetrie-
bes zuständigen Gericht geltend machen.
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2	 Klagen gegen Versicherungsnehmer
	� Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung gegen den Versicherungs-

nehmer ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur 
Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, kann der Versicherer seine 
Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht 
geltend machen.

§ 27	 Verjährung
	 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren.
	� Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubi-

ger von den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder 
ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.

	� Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der 
Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform mitgeteilten Entschei-
dung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit.

§ 28	 Anzuwendendes Recht
	 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.



Besondere Vereinbarungen zur Waldbrandversicherung
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Die Waldbrandversicherung mindert Schäden nach einem Waldbrand. Die Entschädigungsleistung ergibt sich 
aus den vertraglich vereinbarten Versicherungssummen (s. h. Bestandsaufstellung).

A.	 Vollwertversicherung:

	� Ersetzt wird der für den geschädigten Waldbestand nach der Blum’schen Formel (Waldwertberechnungs­
methode) ermittelte Wert unter Berücksichtigung des Alters am Schadentag. 

	� Die Versicherung zum Vollwert ist für alle Waldbestände anwendbar. Besonders geeignet ist diese 
Methode für die Versicherung von Jungbeständen, da nach einem Brand in Kulturen, Dickungen oder 
Stangenhölzern nicht mit Restwerterlösen zu rechnen ist. Bei Althölzern wird ein etwaiger Erlös aus ver­
wertbaren Brandholzresten von dem ermittelten Wert abgezogen.

B.	 Kulturkostenversicherung:

	� Ersetzt werden die vertraglich vereinbarten Kulturkosten ohne Rücksicht auf das Alter des geschädigten 
Bestandes. Eventuelle Restwerterlöse aus Brandholzresten fallen bei der Kulturkostenversicherung dem 
Waldeigentümer zu.

	� Die Kulturkostenversicherung ist anwendbar für Waldbestände, bei denen eine Prognose des altersbe­
dingten Wertzuwachses nicht möglich oder ein Wertzuwachs nicht zu erwarten ist. Darüber hinaus ist sie 
anwendbar bei älteren Beständen mit möglichen Restwerterlösen.

C.	 Abräumkosten

	� Darunter fallen Aufwendungen, die zur Beseitigung des oberirdischen und noch nicht verkaufsfähigen 
Aufwuchses nach einem Brand wirtschaftlich erforderlich sind. Diese Kosten werden nur bis zu dem Betrag 
ersetzt, der nicht durch Restwerterlöse ausgeglichen wird. Die Kosten für die Entfernung von Stock- und 
Wurzelholz gehören nicht zu den Abräumkosten. 

D.	 Feuerlöschkosten

	� Feuerlöschkosten sind Aufwendungen des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall zur Abwendung 
oder Minderung des Schadens.

	� Freiwillige Zuwendung des Versicherungsnehmers an Personen, die sich bei der Brandbekämpfung einge­
setzt haben.
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